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Gemeinsamer Antrag der Fraktionen 

Die Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen, Die Linke und WWW/Piraten beantragen, dass der Rat 
der Stadt Wesel in seiner Sitzung am 5. Mai 2015 folgenden Beschluss fasst: 

Die Verwaltung wird beauftragt, 

für die Eltern der Grundschülerinnen und -schüler der Jahrgangsstufen 2 und 3 
Informationsveranstaltungen durchzuführen, in denen alle Möglichkeiten für die Gestaltung der 
Weseler Schullandschaft im Bereich der weiterführenden Schulen vorgestellt werden, 

anschließend eine ergebnisoffene Elternbefragung zu organisieren und, 

falls die Befragung der Eltern ergibt, dass die Anzahl der Kinder mit dem Wunsch nach einem 
Gesamtschulplatz die Gründung einer zweiten Gesamtschule in Wesel rechtfertigt,  
unverzüglich einen entsprechenden Antrag bei der Bezirksregierung zu stellen.

Begründung:

Sowohl die  Ablehnung von 75 Kindern an der Gesamtschule Lauerhaas für das kommende 
Schuljahr als auch die Ausführungen des Schulentwicklungsplaners zu den Perspektiven der 
Hauptschule und der beiden Realschulen in der letzten Sitzung des Schul- und 
Sportausschusses verdeutlichen den dringenden politischen Handlungsbedarf bei der Planung 
der weiterführenden Schulen in Wesel. 

Der Schul- und Sportausschuss war am 24.3.2015 nicht bereit, über  alternative 
Schulentwicklungen in Wesel konkret zu diskutieren und zu entscheiden. Vielmehr sollen die 
Ergebnisse der Arbeitsgruppe Zukunftsdialog „Hauptschule und  Realschulen“ abgewartet 
werden. Wir befürchten, dass damit auch für das Schuljahr 2016/17 eine Neugestaltung der 
Schullandschaft verhindert wird. 

Daher halten wir es für erforderlich, dass der Rat die Verwaltung mit der sofortigen Einleitung 
der ersten Schritte zur Neugestaltung der Schullandschaft beauftragt. 

Die Ergebnisse der Arbeitsgruppe Zukunftsdialog „Hauptschule und Realschulen“ und die sich 
daraus ergebenden Schlussfolgerungen des Schul- und Sportausschusses können in die 
Informationsveranstaltungen für die Grundschuleltern einfließen. Auch bei den auf Grundlage 
der Elternbefragung zu treffenden Entscheidungen durch den Rat werden sie sicher 
Berücksichtigung finden. 

Die ergebnisoffene Elternbefragung nach den Informationsveranstaltungen ist vom Schulgesetz 
des Landes vorgesehen. 
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